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Vorwort 

Eine völkerrechtliche Arbeit, die sich mit dem Deutschlandproblem 
befaßt, muß mit erheblicher Skepsis rechnen, da zu diesem Fragenkom-
plex schon so viel geschrieben worden ist, daß unweigerlich die Frage 
nach der praktischen Möglichkeit neuer Gesichtspunkte und dem Sinn 
einer weiteren Untersuchung auftauchen muß1. 

Die Möglichkeit neuer Gesichtspunkte in der Deutschlandfrage bietet 
sich aus der Perspektive eines Friedensvertrages mit Deutschland; Ziel 
dieses Beitrags ist es, eine Erkenntnismethode zu finden, die sowohl die 
juristische wie auch die politische Problematik erfaßt. 

Die vorliegende Untersuchung geht auf eine Diplomarbeit an der 
Hochschule für politische Wissenschaften in München zurück und hat als 
Inaugural-Dissertation der Juristischen Fakultät der Ludwig »Maxi-
milians-Universität München vorgelegen; sie wurde vor Drucklegung 
im August 1965 nochmals überarbeitet. 

Es ist mir ein Anliegen, meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor 
Dr. F. J. Berber,  dem Korreferenten,  Herrn Professor Dr. P. Lerche,  wie 
auch dem Vorstand des Instituts für Rechtsvergleichung der Universität 
München, Herrn Professor Dr. M. Ferid  und dem Vorstand des Instituts 
für europäisches und internationales Wirtschaftsrecht,  Herrn Professor 
Dr. E. Steindorff,  für ihre verständnisvolle Förderung und ihre bereit-
willige Unterstützung zu danken. Zu großem Dank bin ich ferner  Herrn 
Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann,  für die Aufnahme der Arbeit in 
sein Verlagsprogramm verpflichtet. Herr stud. cand. jur. Joachim 
Ensslin  war mir beim Lesen der Korrekturen behilflich. 

München, Weihnachten 1965 
Dieter  Blumenwitz 

1 Vgl. Keßler,  Buchbesprechung in: Der Staat 1965, S. 369ff. 
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Die Problemstellung 

Aufgabe dieser Arbeit soll es sein, die völkerrechtlichen Grundlagen 
eines Friedensvertrags mit Deutschland näher zu behandeln. Ausgehend 
von der Interdependenz von Macht und Recht, gilt es vornehmlich, eine 
Konzeption zu finden, die Völkerrecht und internationale Wirklichkeit 
verbindet. Leider lassen sich viele Autoren, die sich in letzter Zeit mit 
dem Deutschlandproblem befaßt haben, entweder nur von sogenannten 
juristischen Gesichtspunkten leiten und weisen politische Fragen so weit 
wie möglich von sich oder aber treten nur in eine politische Erörterung 
ein und meinen, völkerrechtliche Erwägungen anbetrachts der gegen-
wärtigen Lage völlig außer Acht lassen zu können. Beide Versuche, die 
zwischenstaatlichen Fragen zu lösen, sind einseitig und deshalb wenig 
fruchtbar: 

Die erste Methode läuft Gefahr, in einen juristischen Illusionismus 
einzumünden; die großartig konstruierten und im System der selbstge-
setzten Prämissen logisch unanfechtbaren Gedankengebäude erweisen 
sich als Luftschlösser und Traumburgen, die der scharfe Wind der poli-
tischen Wirklichkeit hinwegfegt. 

Die zweite Methode führt zur Leugnung einer rechtlichen Bindung in 
den zwischenstaatlichen Beziehungen; sie leistet damit dem internatio-
nalen Leben nicht nur keinen Dienst, sondern ist selbst von ihrer Sicht 
— nämlich von einer rein machtpolitischen Betrachtungsweise aus — 
wenig realistisch, verzichtet man so doch auf die potentielle politische 
Macht, die einem Rechtsargument — ja selbst noch einem Scheinargu-
ment — zukommt. 

Um die großen Zusammenhänge zu erfassen, müssen zunächst der 
Grund der gegenwärtigen Friedlosigkeit und die Aspekte einer allge-
meinen Friedensordnung erörtert werden. Hierbei soll ein besonderes 
Augenmerk der gemeinsamen völkerrechtlichen Grundlage zwischen 
Sieger und Besiegten, Ost und West geschenkt werden (1. Kapitel). 

Anschließend wird auf die speziellen völkerrechtlichen Probleme ein-
gegangen, die sich beim Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutsch-
land aus der komplizierten Rechtslage im geteilten Deutschland ergeben. 
In diesem Zusammenhang treten — neben einer Überprüfung der Lehre 
vom Völkerrechtssubjekt — die zwischen den westlichen Siegermächten 
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und der Bundesrepublik einerseits und der UdSSR und der DDR ande-
rerseits getroffenen  Vereinbarungen in den Mittelpunkt (2. Kapitel). 

Der letzte Abschnitt greift dann die konkreten Fragen des Friedens-
schlusses und der inhaltlichen Gestaltung des Friedensvertrages auf 
(3. Kapitel). 

Die Erörterung der Grundlagen  eines Friedensvertrages macht es er-
forderlich,  weniger alle etwa auftauchenden Einzelfragen für sich minu-
tiös zu behandeln, sondern mehr eine Zusammenschau der Probleme in 
ihrer Wechselbezüglichkeit zu bieten; viel Material, das den Fluß der 
Gedankenführung gestört hätte, mußte so in die Fußnoten verbannt 
werden, ohne daß es dadurch als nur zweitrangig zu erachten wäre. 

Mit der vorliegenden Arbeit habe ich mich bemüht, die angesprochenen 
Probleme von den großen Entwicklungslinien unserer Zeit her zu ver-
stehen und bescheiden das Völkerrecht als eine Äußerung dieses rätsel-
haften Lebens zu begreifen, um aus diesem Begreifen wiederum Rück-
schlüsse auf die zwischenstaatlichen Beziehungen zu ziehen. Bei diesem 
Versuch verdanke ich viel der programmatischen Schrift „Sicherheit 
und Gerechtigkeit"1, mit der vor nimmehr einer Generation mein ver-
ehrter Lehrer, Professor Dr. F. J. Berber,  die beiden Zentralbegriffe 
einer dauerhaften, menschenwürdigen Friedensordnung herausgearbei-
tet hat, die heute nach Krieg und Besetzung nichts an ihrer Aktualität 
eingebüßt haben. 

1 Berber,  Sicherheit und Gerechtigkeit. Eine gemeinverständliche Einfüh-
rung i n die Hauptprobleme des Völkerrechts, Ber l in 1934. 



Erstes  Kapitel 

Die allgemeinen politischen und völkerrechtlichen 
Grundlagen einer Friedensordnung 

Der Frage nach dem Friedensvertrag mit Deutschland muß — in A n -
betracht der gegenwärtigen Friedlosigkeit und allgemeinen Rechtsnot — 
die Suche nach dem Friedensbegriff  und der Friedensordnung voran-
gestellt werden, da nur so die völkerrechtliche Problematik richtig „loka-
lisiert" werden kann1 . 

§ 1 D e r Fr iedensbegr i f f  u n d seine En tw ick lung 

I . Die Verknüpfung des Friedensbegriffs  mi t der gesamten 
Lebensordnung 

Eine vergleichende kulturphänomenologische Betrachtung zeigt, daß 
der Begriff  „Frieden" zunächst — wie alle Rechtsbegriffe 2 — eng mit 
der Gesamtheit der Lebensordnung verwoben ist. 

1. So bedeutet i m A l ten Testament das Wort f tsälöm"  ( = „Friede") Ganz-
heit, Harmonie, gesundes Gedeihen, eine Ordnung, wie sie i n der menschlichen 
Gemeinschaft unter dem Segen Gottes möglich w i rd 3 . Der Friede kommt von 
Jahwe; um Frieden für das Volk, die Hauptstadt, den Kön ig betet man zu 
Jahwe4. 

2. Ebenso ist der altnordisch-germanische ,, /r idr" fast unausscheidbar m i t 
Umwel t und Religiosität verbunden5. Nach Schilling® handelt es sich beim 

1 Insoweit kann der Methodik der Arbei t Schusters  — Deutschlands staat-
liche Existenz i m Widerstreit politischer und rechtlicher Gesichtspunkte 1945 
bis 1963, München 1963 ( im folgenden zit. Schuster), Einlei tung S. 1 ff.  — zu-
gestimmt werden, der zunächst die Frage stellt, „ob rechtliche Aussagen von 
allgemein verbindlichem Wert überhaupt — noch oder schon wieder — mög-
l ich sind" (S. 21). 

2 Vgl. Berber, Sicherheit und Gerechtigkeit, Ber l in 1954, S. 12. 
8 Vgl. Säe, in : Kirchlich-theologisches Handwörterbuch, Göttingen 1956. 
4 Vgl. ζ. Β . 1 K g 2,33; Ps 122,6. 
5 So w i r d „ t i l ars ok f r idar"  — u m Ernteglück und Frieden — geopfert, 

vgl. Schilling,  Religion und Recht 1957 (zit. Schilling), S. 109 m i t zahlreichen 
weiteren Beispielen. 

6 aaO, S. 109. 

2 Blumenwitz 


